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Richtig wählen

Besonders krass sind die 
Zahlen im Ruhrgebiet, auch 
in Essen: In unserer Stadt 
leben drei von zehn Kindern 
in Hartz4-
F a m i l i e n . 
Inzwischen 
sind in Es-
sen 6.000 
Menschen auf die „Tafel“ an-
gewiesen, um sich dort mit 
dem Nötigsten zu versorgen. 
Wie unsinnig ist da das Gere-
de, dass es „uns noch nie so 
gut gegangen ist“!
Stattdessen besitzen „in 
Deutschland die reichsten 
10 Prozent der Bevölkerung 
die Hälfte des 
g e s a m t e n 

Radschnellweg im 
Eltingviertel

Die städtebauliche Ent-
wicklung des Eltingviertels 
und der Bau des Radschnell-
weges passen gut zusam-
men. Der RS 1 setzt als zu-
kunftsweisendes Projekt 
selber städtebauliche Akzen-
te. Für DIE LINKE darf die Pla-
nung jedoch nicht zu Verzö-
gerungen beim Bau des RS 1 
führen. Das Ziel sollte die Er-
stellung der Radweg-Brücke 
über die Gladbecker Straße 
und des Radweges bis spä-
testens 2020 sein. 

Sonntagsöffnung 
vor Gericht

NRW-Wirtschaftsminis-
ter Garrelt Duin legt Kriterien 
für verkaufsoffene Sonntage 
vor, um sie rechtssicherer zu 
machen. DIE LINKE meldet 
Zweifel an. Auch der Wirt-
schaftsminister steht nicht 
über dem Ladenöffnungsge-
setz NRW. Danach muss ein 
besonderer Anlass vorliegen, 
z.B. ein traditionelles Stadt-
teilfest. Die Gerichte stellen 
auf Klage von Verdi fest, dass 
die Anlässe größtenteils kon-
struiert sind. Solange Einzel-
handel und Städte weiter 
Pseudoanlässe schaffen, 
werden sie auch wieder vor 
Gericht scheitern. 

Fernwärme in Essen

Stadt und STEAG Fern-
wärme gründen eine gemein-
same Gesellschaft, um die 
neuen Fernwärmegebiete zu 
vermarkten. Dem stimmte 
DIE LINKE zu. Vor zehn Jah-
ren wollte DIE LINKE die Ver-
träge mit der STEAG kündi-
gen und das lukrative 
Geschäft durch die Stadt be-
treiben lassen. Damals war 
die STEAG in privater Hand. 
Heute ist sie in kommunalen 
Besitz, die Stadt Essen betei-
ligt. Falls sich das Geschäft 
nicht lohnt, kann sie eine 
Ausstiegsklausel nutzen.

Mecklenbecks 
Wiese

DIE LINKE wendet sich 
gegen die Bebauung von 
Mecklenbecks Wiese in 
Horst. Die Große Koalition 
nahm im Planungsausschuss 
die Fläche ins Arbeitspro-
gramm auf. Die Fläche erfüllt 
als Frischluftschneise und 
landwirtschaftliche Nutzflä-
che eine wichtige Funktion. 
DIE LINKE sieht zudem ein 
unausgewogenes Verhältnis 
von steigendem Bauvolumen 
und einer Verkehrsinfrastruk-
tur, die auf weniger Bebauung 
ausgelegt ist. 

Kurz
Knapp&

sozialdemokratische Wäh-
lerinnen und Wähler gerne 
mal wieder freiwillig so rich-
tig schön enttäuschen las-
sen wollen! Anders ist der 
„Schulz-Effekt“ eigentlich 
nicht zu erklären.
Wenn der aber nichts als Illu-
sion ist, was dann?

Vielleicht mal denen „da 
oben“ einen Denkzettel ver-
passen? Da gibt es ja eine 
Partei, die sich „Alternative“ 
nennt und allen Enttäusch-
ten das Blaue vom Himmel 
verspricht. Und es deshalb 
schon mal als Grundfarbe auf 
ihre Plakate malt. Sie arbei-
tet mit einem sehr perfiden 
Trick: Warum nicht denen die 
Schuld geben, die garantiert 
nichts dafür können? Ge-
flüchtete. Die sind schwach 
und eigenen sich gut als Sün-
denböcke.

Das scheint eine Zeit lang 
gefruchtet zu haben. Klar, 
für viele arme Menschen ist 
schwer nachvollziehbar, war-
um für Geflüchtete „plötzlich 
Geld da ist“, das ihnen selbst 
seit Jahren verwehrt wird. 
Wenn Kinder von Geflüch-
teten Spielzeug, Stofftiere 
und dergleichen geschenkt 
bekommen, während sie 
selbst nicht wissen, wie sie 
ihren eigenen Kindern ein 
Geburtstagsgeschenk ma-
chen können – und niemand 
scheint sich dafür zu inter-
essieren. Da legen sich die 
rechten Selbstdarsteller und 
Möchtegerns wie etwa Guido 
Reil, der braune Steiger aus 
dem Norden, gerne ins Zeug, 
um ihr eigenes Süppchen zu 
kochen. 

Doch Geflüchtete werden 
nicht auf Kosten der Armen 
finanziert. Kein einziger 
Hartz4-Empfänger bekäme 
auch nur einen müden Euro 
mehr, wenn es keine Ge-
flüchteten gäbe! Nur wenn 
die Reichen stärker zur Kas-
se gebeten würden, wenn es 
eine Millionärssteuer gäbe, 
wenn die Steuerflucht be-
kämpft werden würde – dann 
wäre genügend Geld da, al-
len in der Gesellschaft ein 
gutes Auskommen und ein 
menschenwürdiges Leben zu 
ermöglichen. Darum ist Soli-
darität das Gebot der Stun-
de, gemeinsam gegen Spar-
diktate und Kürzungspolitik. 
Gegen Flüchtlinge kämpfen 
bringt nix, gegen Millionäre 
und Steuerflüchtlinge – alles! 

In diesem Sine: Wer die 
Qual hat, hat eine Wahl – 
DIE LINKE!

Vermögens. Die untere Hälf-
te nur ein Prozent“, wie un-
sere Bundesministerin für 
Arbeit und Soziales, die Frau 

Nahles, bei der 
Vo r s t e l l u n g 
des neuen 
Armuts- und 
Reichtumsbe-

richts bekannt geben muss-
te. In NRW, dem „Land der 
sozialen Gerechtigkeit“ sind 
fast 15 Prozent der Gesamt-
bevölkerung (2,6 Millionen 
Menschen) einkommens-
arm, also jede*r sieb-
te Einwohner*in un-
seres Landes.
Dennoch scheint 
es, als würden sich 

Sich mal wieder 
so richtig schön 

enttäuschen lassen

Woran erkennt man, dass Wahlen sind? Die Parteien merken plötzlich, dass es eine soziale Schieflage
gibt im Land und dass sie eigentlich schon immer für soziale Gerechtigkeit eingetreten sind.

Heraus zum 1. Mai
„Wir sind viele:  Wir sind Junge und 
Alte, Frauen und Männer, Migran-
tinnen und Migranten, Beschäftig-
te, Erwerbslose, Rentnerinnen und 
Rentner. Wir sind eins: Wir kämp-
fen für mehr soziale Gerechtigkeit 
und stehen für eine Gesellschaft, 
die die Würde der Menschen auch 
in der Arbeitswelt respektiert und 
schützt. Wir demonstrieren am 
1. Mai für eine soziale, tolerante, 
demokratische und solidarische 
Gesellschaft in Deutschland und in 
Europa.“ So lautet der Aufruf des 
DGB zum diesjährigen 1. Mai. 

Wir rufen auf:

10.30 Uhr	 Beginn der De-
monstration am Girardethaus

11.15 Uhr	  Maikundgebung 
auf dem Burgplatz, Haupt-
redner: Michael Vassiliadis, 
1. Vorsitzender der IG BCE

13.45 Uhr	 Internationales 
Maifest auf Zeche Carl unter 
dem Motto „Zeit zu handeln“

Die NPD plant eine Provokati-
on am 1.Mai und will in Alten-
essen aufmaschieren!

Das Bündnis „Essen stellt sich 
quer“ fordert ein Verbot des Nazi-
Aufmarsches und ruft alle Essener 
Bürgerinnen und Bürger dazu auf, 
sich dem bunten, friedlichen Pro-
test ab 11. Uhr anzuschließen.

Michael 
Steinmann ist 
Kreissprecher 
DIE LINKE. 
Essen

Der „Gerechtig-
keitsvirus“ scheint fast 
alle Parteien befallen zu 
haben. Vor allem die SPD 
punktet damit, mehr 
soziale Gerechtigkeit 
zu versprechen. Dafür 
steht ausgerechnet Mar-
tin Schulz, der als dama-
liges SPD-Vorstandsmit-
glied Kanzler Schröders 
unselige Hartz-Gesetz-
gebung unterstützt hat. 
Durchaus folgerichtig: 
Mehr als Ankündigun-
gen hat er bislang nicht 
zu bieten. 

NRW-Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft hofft, vom 
„Schulz-Effekt“ profitieren zu 
können. Dabei hat sie häufig 
vor Wahlen soziale Maßnah-
men versprochen, um sie da-
nach wieder einzukassieren. 
„Realitäts-Check“ nannte sie 
das. Seitdem gilt die „Kraft-
stunde“ (57 Minuten) als Ein-
heit für die Zeit, die jemand 
braucht, um seine Verspre-
chen komplett zu brechen. 
Ihre einzig wirklich soziale 
Tat war die Abschaffung der 
Studiengebühren, als DIE 
LINKE noch im Landtag saß 
und dafür sorgte, dass sie 
keinen Rückzieher machen 
konnte!

Auch die Grünen, deren 
Kompetenzen ja eher auf 
dem Gebiet des repressi-
onsfreien Müslis und des 
veganen Fahrradschnellwe-
ges liegen, reden nun von 
NRW als einem „Land der 
sozialen Gerechtigkeit und 
des Zusammenhalts“ und be-
haupten: „Die zunehmende 
soziale Spaltung unserer Ge-
sellschaft nehmen wir nicht 
hin.“
Donnerwetter! Wo waren die 
Herrschaften in den vergan-
genen fünf Jahren? Ach ja, 
in der Landesregierung! Hät-
te man da nicht wenigstens 
ein bisschen mehr soziale 
Gerechtigkeit verwirklichen 
können? 

In NRW wollte Hannelore 
Kraft einst „kein Kind zu-
rücklassen“. Hat sich in 
den letzten fünf Jahren die 
Kinderarmut verringert? 
In Deutschland sind aktu-
ell mehr als zwei Millionen 
Minderjährige auf staatliche 
Grundsicherung angewiesen. 
3,3 Prozent mehr als ein Jahr 
zuvor. In NRW fiel der Anstieg 
noch höher aus: 3,8 Prozent 
Steigerung auf 564.000 Kin-
der und Jugendliche in Hartz-
4-Haushalten.

Bunt
ist besser!

1. MAI: NAZIFREI!

Altenessen und Katernberg 
bleiben bunt!

Freundeskreis

1. Mai

Zeche Carl e.V.

von Michael Steinmann

Höhepunkt im Landtagswahlkampf am 4. Mai:
Sahra Wagenknecht, Fraktionsvorsitzende DIE LINKE. im Bundes-
tag, und Christian Leye, Spitzenkandidat für die Landtagswahl, 
sind zu Gast in Essen. Von 15.00 bis 17.30 Uhr geht das bunte 
Programm mit Reden, Musik und Kabarett auf dem Willy-Brandt-
Platz. Im Info-Zelt gibt es die Möglichkeit, unseren Kandidatinnen 
und Kandidaten Fragen zu stellen.
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Bis jetzt sind nur zwei 
Jahre Förderung bis 
Ende 2018 vorgese-
hen. Durch die büro-
kratische Ausgestal-
tung der Programme 
stehen tatsächlich 
wohl nur noch an-
derthalb Jahre für Be-
schäftigung zur Verfü-
gung. Wie viele Stellen 
konkret entstehen, 
enthält die Vorlage 
nicht. So werden die 
allermeisten der rund 
44.600 Langzeiterwerbslo-
sen leer ausgehen. 

Die wenigen, die mit Glück ei-
nen Arbeitsplatz ergattern, er-
halten diesen nur befristetet. 
Tarifliche Bezahlung ist im 
Bundesprogramm nicht 
vorgesehen. Das kann z.B. 
bei der Essener Arbeitsför-
derungsgesellschaft EAGB 

einen Unterschied 
von rund 300 Euro 
brutto im Monat aus-
machen. Die Wohl-
fahrtsverbände haben 
angekündigt, die Dif-
ferenz zum Einstieg-
starif aus eigener 
Tasche zu begleichen. 
Die Ratsfraktion DIE 
LINKE macht sich 
dafür stark, dass die 
städtischen Beschäf-
tigungsgesellschaften 
nachziehen.

Im Windschatten dieser Pro-
gramme will Sozialdezer-
nent Renzel die städtischen 
Beschäftigungsgesellschaf-
ten umgestalten. Umsetzen 
will er wohl eine gemeinsa-
me Organisation von Teilen 
des JobCenters, der EABG 
und der Jugendhilfe. Noch 
hüllt die Verwaltung sich in 
Schweigen, trotzdem oder 

gerade deswegen mehren 
sich Befürchtungen bei den 
Beschäftigten der EABG-
Gruppe und der Jugendhil-
fe. DIE LINKE wird keiner 
Umorganisation zustimmen, 
die die Erwerbslosen einem 
höheren Druck, z.B. durch 
Sanktionen, aussetzt und 
Arbeitsplätze bei den städ-
tischen Gesellschaften ge-
fährdet. Kritisch sieht die 
Ratsfraktion ebenso, dass 
die Wohlfahrtsverbände hier 
wohl nicht mit im Boot sind.
Nach wie vor hält DIE LINKE 
an ihrer Forderung nach ei-
nem sozialen Arbeitsmarkt 
mit tariflicher Entlohnung 
und Dauerarbeitsplätzen 
fest. Die Flickschustereien 
von CDU und SPD mit un-
zulänglichen Programmen 
immer in Wahljahren sind 
völlig unzureichend. Um dau-
erhafte Beschäftigung finan-
zieren zu können, muss die 
Bundesregierung endlich den 
Weg für die Umwandlung der 
Arbeitslosengeld-Zahlungen 
in tarifliche Beschäftigung 
freimachen. 

Statt Erwerbslosigkeit zu 
finanzieren, könnte so der 
Grundstein für eine Arbeits- 
und Lebensperspektive für 
viele geschaffen werden. 

Dauerhafte Beschäftigung und tarifliche Bezahlung durchsetzen

Sozialer Arbeitsmarkt 
überfällig

Schulessen weiter in der Kritik

Der Hunger würgt’s rein – 
oder auch nicht

Gabriele 
Giesecke ist 
Vorsitzende 
der Fraktion 
DIE LINKE. im 
Rat der Stadt 
Essen

Kommentar zum Stadtgeschehen

Es wird gegessen, was 
auf den Tisch kommt!

von Ralf Fischer

Die Einlassung des Schuldezernenten in der 
letzten Katernberg-Konferenz zum 
Mittagessen an den Schulen ist ein 
Armutszeugnis der besonderen 
Art. Da steckt die Erziehung des 
letzten Jahrhunderts noch in den 
Knochen: Gegessen wird, was auf 
den Tisch kommt! 
Der verborgene Kern des Prob-
lems: Immer noch tobt der Krieg 
der Schulkonzepte. Auf der ei-
nen Seite die Gleichstellung aller 
Schüler*innen, das möglichst lan-
ge gemeinsame Lernen in einer 
gemeinsamen Schulform – das so-
ziale Modell. Auf der anderen Sei-
te die Trennung der Schüler*innen 
nach der gesellschaftlichen Stellung bzw. 
nach Berufen, die die Kinder eines Tages 
ausüben sollen – das neoliberale Modell. 
Alle bildungspolitischen Debatten der letz-
ten Jahrzehnte drehen sich um diese Ausei-
nandersetzung.
Die CDU steckt immer noch im Graben-
kampf für das überkommene mehrgliedrige 
Schulsystem. Daher die Gegnerschaft zu 
einer Ganztagsschule für alle. Wie sollte 
man aus dieser Sicht das Mittagessen als 
selbstverständliche Aufgabe der Schule be-
greifen?

In der Sekundarstufe 1 betreibt die konser-
vative Bildungspolitik den Offenen Ganztag 

ohne innere Überzeugung. Haupt-
sache, die Gören werden bespaßt! 
Die Kurse sind schlecht ausgestat-
tet, die Betreuenden arbeiten nur 
mit Zeitverträgen, die Teilnahme 
ist nicht verpflichtend, die Kurse 
sind nicht Teil des Lehrplans. Es 
heißt zwar „Ganztag“, ist es aber 
nicht.

In der Sekundarstufe 2 hat vor al-
lem die Schulzeitverkürzung das 
Problem verschärft. Jetzt geht end-
gültig nichts mehr ohne Mittages-
sen. Und auch hier dasselbe Ver-
waltungsdenken: Hauptsache die 

Gören werden satt! Dass die Schüler*innen 
reihenweise die Trinkhallen und Pommesbu-
den in Schulnähe stürmen, senkt noch die 
Kosten. Trotz Unterrichts bis in den späten 
Nachmittag weigert sich die konservative 
Bildungspolitik, die Schulen zu echten Ganz-
tagsschulen auszugestalten, mit Schulküche 
und allem anderen, was dazu nötig ist.

Die CDU ist aufgerufen, ihren letztlich ideo-
logisch motivierten Widerstand gegen eine 
echte Ganztagsschule für alle aufzugeben 
und endlich in der Großstadt anzukommen.

Ralf Fischer 
ist Mitglied im 
Kreisvorstand 
DIE LINKE. 
Essen

Kita-Betreuung 
unzureichend

von Wolfgang Freye

Seit fünf Jahren ist Essen 
wieder eine wachsen-
de Stadt. Die Bevölke-
rung wuchs von 570.394 
E i n w o h n e r * i n n e n 
2011 auf 589.145 am 
31.12.2016. Diese Ent-
wicklung spiegelt sich 
auf dem Wohnungs-
markt wider. Während 
die Stadtverwaltung vor 
fünf Jahren noch von 
20.000 leerstehenden 
Wohnungen ausging, 
waren es im letzten Jahr 
nicht mehr als 8.000. 
Wohnungsbaugesell -
schaften geben Leer-
stände von 1 bis 2 Pro-
zent an, dies entspricht 
dem „normalen“ Wech-
sel.

Eine Studie des Bauministe-
riums des Landes NRW und 
der NRW-Bank von 2016 
errechnete für Essen ei-
nen Bedarf von 10.600 bis 
zu 16.900 Wohnungen al-
lein bis 2020. Während der 
Wohnungsmarktbericht von 
2013 von Bedarf vor allem 
bei kleineren, preiswerten 
Wohnungen ausging, fehlen 
inzwischen auch größere, 
preiswerte Wohnungen. Die 
rund 90.000 Essener*innen, 
die Arbeitlosengeld II bezie-
hen und deren Miete von der 

Stadt bezahlt wird, 
finden fast nur in den 
Stadtteilen nördlich 
der A40 und im Es-
sener Osten Wohnun-
gen, die die Voraus-
setzungen erfüllen. 

Den zusätzlichen Be-
darf an preiswerten 
oder öffentlich ge-
förderten Wohnun-
gen berechnet die 
genannte Studie in 
Variante A auf 1.400 
und in Variante B so-
gar auf 2.650 Woh-
nungen pro Jahr. Die 
tatsächlichen Bau-
Zahlen sind dagegen 
ernüchternd. Trotz größerer 
Anstrengungen wurden in 
Essen im letzten Jahr ganze 
243 Wohneinheiten mit öf-
fentlicher Mitteln gefördert, 
von denen 135, mehr als die 
Hälfte, Heimplätze für Stu-
dierende waren. Dabei hat 
die Stadt 2016 mit rund 20 
Millionen Euro die höchsten 
Fördermittel seit zwölf Jah-
ren im Wohnungsbau verge-
ben.

Die Stadt muss 
selbst bauen

Bei diesem Tempo wird 
es nichts mit der nötigen 
Schaffung von preiswertem 

Wohnraum. Der 
Bestand an Sozi-
alwohnungen lag 
2015 bei gerade 
noch 20.000, 25 
Jahre zuvor waren 
es 89.000. Er sinkt 
weiter, weil immer 
mehr Wohnungen 
aus der zwanzig-
jährigen Förderbin-
dung herausfallen.

Die Ratsfraktion 
DIE LINKE bean-
tragte deshalb 
schon 2015, beim 
Wohnungsneubau 
eine Quote von 30 
Prozent Sozialwoh-

nungen vorzugeben. Diesen 
Vorschlag griff die Verwal-
tung in einem „Konzept zur 
Förderung des Wohnungs-
baus“ im Mai letzten Jahres 
auf. Doch die Große Koalition 
lehnte ihn nach monatelan-
ger Diskussion im November 
ab. Vor allem die CDU will 
keine klaren Vorgaben, um 
„Investoren“ nicht zu „ver-
schrecken“. Damit steht Es-
sen unter den zehn größten 
Städten der Bundesrepublik 
ziemlich allein da. Kaum eine 
andere Großstadt verzichtet 
mehr auf dieses wichtige In-
strument.

DIE LINKE. im Rat hat das 
Thema im März wieder auf-

Der Autor 
ist Rechts-
anwalt und 
Fachanwalt 
für Sozial-
recht.  

Was ist das bloß für ein 
Sprachstil? Unbesorgt, 
es handelt sich um ein 
Zitat des früheren Sozi-
alsenators in Hamburg 
und neuen Chefs der 
Bundesagentur für Ar-
beit, Detlef Scheele. Im 
Zusammenhang, näm-
lich als scharfe Entgeg-
nung auf rassistische 
AfD-Positionen zu Ge-
flüchteten in der Ham-
burger Bürgerschaft, 
war die Äußerung sehr 
angebracht.

Andere seiner Positi-
onen sind es nicht. Spiegel 
online zitiert: „Eine fürsorg-
liche Belagerung finde ich 
sinnvoll.“ Und: „Wenn man 
länger aus dem Job raus ist, 
braucht es manchmal einen 
Schubs, um zurückzukom-
men.“ Sowie: „Unsere Bera-
ter und Vermittler müssen 
den Arbeitslosen und seine 
Familie öfter sehen.“

Wer aber soll da belagert, 
herumgeschubst und einbe-
stellt werden? Hartz4-Betrof-
fene. Viel hilft die Berufung 
auf Fürsorglichkeit nicht, 
wenn man selbst von „Bela-
gerung“ spricht. Wiktionary 
definiert „Belagerung“ so: 

„[1] Militär: Umstellen einer 
Stadt oder Festung, um de-
ren Besatzung durch aushun-
gern zur Aufgabe zu zwingen, 
[2] übertragen: Bedrängung“.
„Aushungern“ träfe es ange-
sichts der 10-Prozent-Sank-
tion bei einem „grundlos“ 
verpassten Termin gut. 

Der ebenfalls von Herrn 
Scheele formulierte Gedan-
ke: „Aber die Aufgabe der 
Bundesagentur für Arbeit 
wird immer darin liegen, die 
Menschen so schnell wie 
möglich wieder in Arbeit zu 
bringen. Das ist unsere Pri-
orität.“ ist nach geltender 
Gesetzeslage ohne Fehl und 
Tadel.

Nur muss jede Maßnahme 
hierzu verhältnismäßig sein. 
Da wird’s dann juristisch. 
Verhältnismäßig ist eine 
Maßnahme, die einen legiti-
men Zweck mit einem geeig-
neten Mittel verfolgt, das er-
forderlich und angemessen 
zur Erfüllung des Zwecks ist.

Zweck ja: Vermittlung in Ar-
beit. Eine hohe Einladungs-
dichte ist aber nur geeignet, 
wenn die Sozialbehörde 
ihrem Vermittlungsauftrag 
nachkommt. „Herr/Frau 
Soundso möchte mit Ihnen 
über Ihre berufliche Situation 
sprechen…“ – so beginnen 
Vorladungen in Essen. In vie-
len solcher „Gespräche“ wird 

dann eine fertige Eingliede-
rungsvereinbarung zum Un-
terzeichnen vorgelegt. Gerne 
mit dem rechtlich falschen 
Hinweis, bei fehlender Unter-
zeichnung ergehe eine Sank-
tion. Wenn dann die EGV nur 
sinngemäß festlegt: „1. Die 
Behörde berät und unter-
stützt Sie, 2. Sie kommen 
Ihren Mitwirkungspflichten 
nach“, so ist sie, weil das 
alles schon im Gesetz steht, 
inhaltsleer, teilweise rechts-
widrig und ebenso sinnlos 
wie der Termin.

Bürger zu sinnlosen Ter-
minen antanzen zu lassen, 
ist weder „geeignet“, noch 
„erforderlich“, noch „ange-
messen“. „Fürsorglich“ wäre 
es dagegen, zunächst die 
Qualität der Beratung zu er-
höhen und dann, falls noch 
nötig, die Einladungsdichte 
zu prüfen. All dies ändert lei-
der nichts daran, dass nach 
geltender Rechtslage den 
Einladungen zur Vermeidung 
von Sanktionen zunächst 
gefolgt werden muss, wenn 
kein wichtiger Grund für das 
Fernbleiben vorliegt. Zur vor-
getragenen Problematik aber 
gilt, Herr Scheele: Machen 
Sie die Augen auf, Himmel, 
Arsch und Zwirn!
Carsten Dams berät Betroffe-
ne bei JobCenter-Problemen 
in seiner kostenfreien Sozi-
alrechtsberatung.Termine 
unter www.hartz4.nrw mehr-
mals wöchentlich.

„Machen Sie die Augen auf, 
Himmel, Arsch und Zwirn!“

Neues aus der Bundesagentur

Bedarf nach preiswertem Wohnraum steigt 

Große Koalition blockiert 
sozialen Wohnungsbau

Montags, 9.30 - 11.30 Uhr
Ev. Lutherkirchen-Gemeindezentrum, Ohmstraße 9, Alten-
dorf, mit RA Carsten Dams 

Montags, 10.00 - 12.00 Uhr (außer letzter MO im Mo-
nat)
Treffpunkt Altendorf, Kopernikusstr. 8, Altendorf 

Dienstags, 10.00 - 12.00 Uhr
Zeche Carl, Förderturmhaus, Wilhelm-Nieswandt-Allee 102, 
Altenessen 

Dienstags, 10.00 - 12.00 Uhr
Ev. Markus-Gemeindehaus, Postreitweg 86, Frohnhausen

Dienstags, 13.30 - 16.30 Uhr
Büro der BG45 im Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 1, In-
nenstadt, mit RA Carsten Dams

Mittwochs, 9.00 - 11.00 Uhr
Der Paritätische, Camillo-Sitte-Platz 3, Huttrop

Mittwochs, 10.00 - 12.00 Uhr
Stephanus-Gemeindezentrum, Langenberger-Str. 434a, 
Überruhr

Mittwochs, 14.00 - 16.00 Uhr
F.-Uehrlichs-Haus bei St. Gertrud, Rottstraße 32, Innenstadt

Mittwochs, 15.00 - 16.30 Uhr
Ev. Gemeindezentrum Weigle-Haus, Hohenburgstraße 96, 
Innenstadt, mit RA Carsten Dams

Donnerstags, 9.00 - 12.00 Uhr
Bürgerzentrum Kontakt, Katernberger Markt 4, Katernberg, 
mit RA Gabriele Junker

Donnerstags, 10.00 - 12.00 Uhr
Bürger- und Jugendzentrum, Wesselswerth 10, Werden

Donnerstags, 16.00 - 18.00 Uhr
Büro DIE LINKE. Essen, Heinz-Renner-Haus, Severinstraße 
1, Innenstadt, mit RA Gabriele Junker

Freitags, 9.00 - 11.00 Uhr
Sozialpädagogische Familienhilfe e.V., Rechtstraße 7-9, 
Borbeck-Mitte, mit RA Jan Häußler

Freitags, 9.00 - 12.00 Uhr
Ev. Gemeindezentrum Königssteele, Kaiser-Wilhelm-Straße 
39, Steele, mit RA Carsten Dams 

Freitags, 11.00 - 13.00 Uhr
Zwingli-Jugendhaus, Theodorstraße 20 am Eltingplatz, In-
nenstadt

Aktuelle Infos sowie Beratungsstellen in der Umge-
bung Essens finden Sie auf http://www.dielinke-es-
sen.de/nc/start/sozialberatung/
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von Gabriele Giesecke

Unter dem Titel „Essener Arbeitsmarktstrategie 
2020“ feiert Oberbürgermeister Kufen die Umset-
zung des Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ und eines Landesprogramms zur öf-
fentlich geförderten Beschäftigung. Garniert wird 
das Ganze mit einem kommunalen Modellprojekt. 
Die Projekte haben eins gemeinsam: Sie sind ein 
Tropfen auf den heißen Stein und nicht auf Dauer 
angelegt. 

gegriffen und beantragt, 
eine Übersicht über städti-
sche oder von der Stadt zu 
erwerbende Grundstücke 
zu erstellen, die für den ge-
förderten Wohnungsbau ge-
nutzt werden können. Außer-
dem soll die Verwaltung ein 
Konzept erarbeiten, wie die 
städtische Wohnungsbau-
gesellschaft Allbau AG beim 
Bau von Sozialwohnungen 
unterstützt werden kann. 
Der Allbau ist an der Gren-
ze des Möglichen, weil die 
Stadt hohe jährliche Gewin-
nabführungen erwartet, bis 
2020 insgesamt 78 Millionen 
Euro. Könnten diese Beträge 
zumindest zum großen Teil 
beim Allbau bleiben, könnte 
mehr gebaut werden. Auch 
dieser Antrag wurde von der 
Großen Koalition blockiert.

Ohne große städtische An-
strengungen werden die Pro-
bleme auf dem Wohnungs-
markt weiter zunehmen. Der 
Bau von 1.000 Sozialwoh-
nungen pro Jahr allein durch 
die Stadt bzw. den Allbau 
wäre ein sinnvolles Ziel. Be-
zahlbaren Wohnraum muss 
es für jeden geben! Und 
wenn die SPD sich aus der 
Umklammerung durch die 
CDU in der Großen Koalition 
lösen würde, gäbe es auch 
Mehrheiten im Rat für eine 
solche Politik.

Wolfgang 
Freye vertritt 
DIE LINKE im 
Planungsaus-
schuss der 
Stadt Essen

von Sonja Neuhaus und 
Thorsten Jannoff

„Ich würde zu Hause so 
nicht kochen, aber man 
kann das essen“, wird 
Schuldezernent Renzel 
von der letzten Katern-
berg-Konferenz zitiert. 
Anfang dieses Jahres 
machte dann DIE LINKE. 
im Rat mit einer Anfra-
ge im Schulausschuss 
öffentlich, dass an der 
Gesamtschule Bock-
mühle von rund 1.500 
Schülerinnen und Schü-
lern nur acht regelmä-
ßig am Schulessen teil-
nehmen. Obwohl eine 
ausgewogene Ernährung 
eine Voraussetzung für 
die Konzentrations- und 
Leistungsfähigkeit und 
somit unverzichtbar für 
den Schulalltag ist. 

Die öffentliche Resonanz 
war groß. Auch an anderen 
Schulen nehmen nur weni-
ge Kinder am Schulessen 
teil. Die städtischen Tochter 
RGE Servicegesellschaft Es-
sen mbH (RGE), die über 20 
Schulen mit Essen beliefert, 
führte auf unsere Nachfra-
gen einen ganzen Strauß von 
Gründen an. Es ließen sich so 
viele unterschiedliche, auch 
kulturell bedingte Geschmä-
cker schwer unter einen Hut 
bringen. 
Das Ambiente einer Kan-
tine spiele eine große Rol-
le und welchen Stellen-
wert die Schulleitungen, 
Lehrer*innen und Eltern dem 
Thema „gesunde Ernährung“ 
einräumten. Außerdem re-
gelten alte Verträge, dass 
die Schulen erst morgens 
melden, wie viele Kinder am 
Essen teilnehmen. Eine Um-
stellung auf ein Abosystem 
vereinfachte die Planung. 
Für uns klingt das mehr nach 
Ausflüchten als nach Verbes-

serungsvorschlägen. Auch 
ein Abosystem löst nichts. 
Gerade Bezieher*innen von 
Sozialleistungen können ihre 
Finanzen nicht ein oder drei 
Monate im Voraus planen. 
DIE LINKE fordert ein kosten-
loses Mittagessen an allen 
Schulen. So hätten die Schü-
lerinnen und Schüler täglich 
ohne Voranmeldung und 
unabhängig vom Einkom-
men ihrer Eltern und deren 
Entscheidung ein warmes 
Mittagessen. DIE LINKE sieht 
die Schulen durch die Um-
stellung auf den Ganztagsbe-
trieb dazu verpflichtet.

Auch wenn Qualität der RGE 
seit Jahren von der Deut-
schen Gesellschaft für Ernäh-
rung zertifiziert wird, stellt 
sich die Frage, ob „gekoch-
te Eier in Senfsauce“ oder 
„Kohlrabigemüse“ noch den 
Geschmack der Kinder tref-
fen. Der Vorschlag der Ver-
waltung, einen Kinderbeirat 
rund ums Thema Schulessen 
einzurichten, stellt zwar eine 

Verbesserung dar. Letztlich 
sollte es jedoch eine Selbst-
verständlichkeit sein, Schüle-
rinnen und Schüler an jeder 
Schule in Entscheidungspro-
zesse einzubeziehen. Denn 
sie sind es, die im wahrsten 
Sinne des Wortes die Suppe 
auslöffeln müssen.

Eine weitere Selbstverständ-
lichkeit beim Ganztagsbe-
trieb ist die Einrichtung einer 
Mensa. Wer isst schon ger-
ne in einer abgedunkelten 
Schulaula, die nur zu den 
vorgeschriebenen Essenszei-
ten geöffnet und sonst ganz 
anders genutzt wird? Und 
besser noch sind schuleigene 
Küchen, in denen – als Teil 
des pädagogischen Konzepts 
– mit den Kindern frisch ge-
kocht wird.

Denn es gilt: An Dingen, an 
denen man selbst mitwirkt 
und mit denen man sich iden-
tifizieren kann, hat man auch 
mehr Spaß – und lernt dann 
auch wirklich für’s Leben. 

Essen braucht ganzes Bündel 
von Maßnahmen, damit die 
Mieten nicht durch die Decke 
gehen. Das ist das Fazit einer 
Veranstaltung des DGB und 
der Mietergemeinschaft Essen 
am 5. April im Gewerkschafts-
haus.

Für Siw Mammitzsch, Geschäftsfüh-
rerin der Mietergemeinschaft, wirkt 
der 2016 eingeführte qualifizierte 
Mietspiegel der Stadt Essen preis-
treibend. Er erfasse nur die erhöh-
ten Mieten der letzten vier Jahre. 
Auch die nicht erhöhten Mieten und 
die der letzten acht Jahre müssten 
erfasst werden, dadurch würden die 
Basiswerte sinken. So sind die Ver-
gleichsmieten nun um 5,5 Prozent 
gestiegen. Viele Vermieter, insbe-
sondere die Wohnungsgesellschaf-
ten, drehen jetzt an der Preisschrau-
be.

Außerdem erfolgte die Erstellung 
des Mietspiegels intransparent und 
unter Ausschluss der Mietergemein-
schaft. Ein ganz großes Manko sei 
die Beurteilung der Lageklassen 
anhand der Bodenrichtwerte.  Das 
führe zu Verzerrungen, wenn etwa 
Wohnungen an der dicht befahrenen 
Alfredstraße in die zweitbeste Lage-
klasse eingestuft sind. 

Für Aichard Hoffmann vom Mie-
terverein Bochum sind die Boden-
richtwerte kein geeigneter Maßstab 
zur Beurteilung der Wohnlage. Der 
Bochumer Mietspiegel sei gegen-
über dem Essener transparent und 
benutzerfreundlich aufgebaut. Miet-
spiegel könnten auch gerichtlich an-
gefochten werden. Es müsse nur ein 
betroffener Mieter klagen. 
Siw Mammitzsch machte auf Fol-
gen für die anrechenbaren Kosten 
der Unterkunft (KdU) für Hartz4-
Berechtigte aufmerksam. Hier seien 
nur die schlechtesten Lageklassen 
1 und 2 zugelassen, daher seien 
die Mietobergrenzen zu niedrig. Da 
sich die meisten dieser Wohnungen 
im Essener Norden befinden, för-
dere diese Berechnung die „soziale 
Entmischung“. Deshalb sollte für 
die KdU-Berechnung zumindest die 
mittlere Wohnlage 3 hinzugenom-
men werden. 
DGB-Chef Dieter Hillebrand ap-
pellierte an die großen Parteien in 
Essen, eine 30-Prozent-Quote für 
Sozialwohnungen einzuführen. Hört 
wenigstens die SPD dieses Signal 
und gibt ihre Verweigerungshaltung 
auf? 

Thorsten Jannoff, Fraktions-
geschäftsführer DIE LINKE. im 
Rat der Stadt Essen

Mieten dürfen nicht 
durch die Decke gehen

Sonja 
Neuhaus ist 
Kreisspre-
cherin und 
vertritt DIE 
LINKE als 
sachkundige 
Bürgerin im 
Schulaus-
schuss. 

Thorsten 
Jannoff ist 
Geschäfts-
führer der 
Ratsfraktion.

von Rechtsanwalt Carsten Dams

Flüchtlings-
unterkünfte aufgeben

Die alten Flüchtlingsun-
terkünfte an der Langenber-
ger Straße und der Worring-
straße sollen schnellst- 
möglich aufgegeben, abge-
rissen und die Gelände rena-
turiert werden, so ein ge-
meinsamer Antrag von SPD, 
CDU, Grüne und LINKE im 
letzten Rat. Denn die alten 
„Kaschemmen“ sind für eine 
menschenwürdige Unterbrin-
gung nicht mehr geeignet. 
Momentan sind genügend 
andere Unterbringungsmög-
lichkeiten vorhanden. 

Schrottimmobilien 
abreißen

DIE LINKE unterstützte 
im Rat den Abriss verwahr-
loster Immobilien, forderte 
aber eine sozialverträgliche 
Lösung für die 
Bewohner*innen, zum gro-
ßen Teil Roma, die vor Armut 
und Diskriminierung in ihrer 
Heimat geflohen sind. Der 
Sozialausschuss lehnte dies 
kürzlich ab. Die Ausführun-
gen von Ratsherrn Jochen 
Stelzer (SPD) lassen Schlim-
mes befürchten; er will vor 
allem die Bewohner*innen 
vertreiben. 

Fragwürdiges 
Investment beendet

DIE LINKE stimmte im 
Rat für den Ausstieg aus dem 
Breitbandprojekt Essen.net 
und den Verkauf des Kabel-
netzes. 
2009 hatte DIE LINKE die 
Gründung abgelehnt. Der 
enorme Zeitdruck durch die 
Verwaltung, die fehlende Ri-
sikoabwägung und der man-
gelhafte Businessplan hatten 
eine ausreichende Beratung 
verhindert. Essen.net ist ein 
Beispiel dafür, wie wichtig 
Transparenz bei kommuna-
len Beteiligungen ist.

von Ezgi Güyildar

Wie in den vergangenen Jah-
ren wurden wir seitens der 
Verwaltung informiert, dass in 
diesem Jahr 2.400 Kitaplätze 
fehlen. Die Versorgungsquote 
bei den unter Dreijährigen liegt 
bei nur 34 statt 40 Prozent, bei 
den über Dreijährigen nur bei 
91 statt 100 Prozent. Ginge es 
so weiter, fehlten im Jahr 2020 
rund 3.800 Kitaplätze. Ein un-
haltbarer Zustand.

Die Unterversorgung ist auch die 
Folge einer unzureichenden Bedarfs-
planung. Doch gerade in einer Stadt 
mit einer so hohen Armutsquote ist 
es fatal, wenn die Eltern daran ge-
hindert werden, arbeiten zu gehen, 
und die Kinder keine frühkindliche 
Bildung bekommen. Auch die Prob-
leme bei den Brückenprojekten für 
die Kinder Geflüchteter tragen nicht 
dazu bei, die Startchancen in der 
Grundschule und damit die Integra-
tion zu verbessern. Die Brückenpro-
jekte wurden nur deshalb eingerich-
tet, weil ein regulärer Kitabesuch aus 
Platzgründen nicht möglich war.

Es wäre besser gewesen, wenn die 
Stadt Essen selber als Betreiberin 
von Kitas aufgetreten wäre und nicht 
so stark auf freie Träger gesetzt hät-
te. Um den Rechtsanspruch jedes 
Kindes ab einem Jahr auf einen Be-
treuungsplatz und ab drei Jahren auf 
einen Platz in einer Kita gewährleis-
ten zu können, müssen vorhandene 
Einrichtungen erweitert bzw. neue 
gebaut werden. 

Dazu muss der Bedarf in den einzel-
nen Stadtteilen genauer geprüft und 
gerade auch bei Neubauvorhaben 
berücksichtigt werden. 
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Zeig Stärke!

von Ezgi Güyildar

Der Sozialstaat wurde 
in den letzten Jahren 
immer weiter abgebaut. 
Die Infrastruktur be-
findet sich oft in einem 
desolaten Zustand. Der 
Staat ist immer schlech-
ter dazu in der Lage, sei-
ne Aufgaben zu erfüllen. 
Und statt guter Arbeit, 
von der man leben kann, 
gibt es immer mehr pre-
käre Jobs, von der man 
nicht einmal mehr eine 
Familie ernähren kann. 
Armut hat viele Gesichter 
und enorme Dimensionen: 
Menschen, die wegen niedri-
ger Löhne und hoher Lebens-
haltungskosten arm sind; äl-
tere Menschen, deren Rente 
nicht reicht; Alleinerziehen-
de, die nicht wissen, wie sie 
über die Runden kommen 
sollen; Wohnungslose, die 
am Wohnungsmarkt verzwei-
feln; in Armut lebende Kinder 
– jedes davon ist eines zu 
viel. Armut führt zu Ausgren-
zung und Benachteiligung. 
Die Landesregierung hatte 
sich zum Ziel gesetzt, Men-
schen aus der Armut zu 
holen. Die Realität in Nord-
rhein-Westfalen sieht jedoch 
anders aus. Die Armutsquote 
ist auf dem Höchststand, in 
zehn Jahren hat sie sich von 
14,4 Prozent auf 17,5 Prozent 

erhöht. In NRW ist die Armut 
deutlich stärker gewachsen 
als im Bundesdurchschnitt. 
Bei der Kinderarmut wird 
besonders deutlich, dass Mi-
nisterpräsidentin Hannelore 
Kraft ihren selbst formulier-
ten Anspruch, kein Kind zu-
rückzulassen, nicht eingelöst 
hat. Mit fast 450.000 unter 
15-Jährigen lebt landesweit 
fast jedes fünfte Kind in NRW 
in einem Hartz4-Haushalt, in 
Teilen des Ruhrgebiets sogar 
jedes dritte. Zu 47 Prozent 
von Armut betroffen sind Al-
leinerziehende und ihre Kin-
der. Deshalb brauchen wir in 
NRW dringend ein ressort-
übergreifendes Anti-Armuts-
programm. 
Dringend erforderlich ist 
eine steuerpolitische Kehrt-
wende. Die Verteilung von 
Vermögen und Einkommen 
muss gerechter werden. Des-
halb setzen wir uns in NRW 
für eine Erhöhung der Ren-
ten, der Löhne und aller da-
von abgeleiteten Sozialleis-
tungen ein. Wir wollen einen 
Mindestlohn von mindestens 
12 Euro. DIE LINKE. NRW 
ist für das sofortige Ende 
des menschenfeindlichen 
Hartz4-Regiments in den 
JobCentern. Die Steuern für 
die Reichen – Einkommens-, 
Erbschafts- und Vermögens-
steuer – müssen steigen, die 
Steuern für die niedrigen und 

von Jasper Prigge

Die Fakten sprechen 
eine klare Sprache: In 
den letzten Jahrzehnten 
wurden zahlreiche Ver-
schärfungen von Geset-
zen vorgenommen, die 
Grundrechte massiv be-
schnitten. 
Der „Krieg gegen den Terror“ 
hat zahlreiche Opfer gefor-
dert, vor allem in Afghanis-
tan, das nach wie vor kein 
„sicheres Herkunftsland“ 
ist. Auch die Anzahl gewalt-
bereiter Salafisten in der 
Bundesrepublik hat massiv 
zugenommen.

Die konservative Sicherheits-
politik hat versagt. Vorrats-
datenspeicherung, Kameras 
und andere Überwachungs-
maßnahmen haben das Si-
cherheitsgefühl nicht gestei-
gert. Im Gegenteil, es werden 
immer neue Maßnahmen ge-
fordert. Dabei gerät aus dem 
Blick, worum es eigentlich 
geht. Es gilt Ursachen von 
Terrorismus und Kriminalität 
zu bekämpfen. Perspektivlo-
sigkeit und soziale Ausgren-
zung sind noch immer die 
maßgeblichen Faktoren da-
für, dass Menschen sich ra-
dikalisieren oder in anderer 
Weise straffällig werden. Si-

von Sonja Neuhaus

In keinem anderen Land 
hängt der Bildungserfolg 
von Schülerinnen und 
Schülern so stark vom 
sozialen Status der El-
tern ab wie in Deutsch-
land – das belegten in 
den letzten Jahren zahl-
reiche Studien. Der 2014 
erschienene „Chan-
censpiegel“ macht das 
Problem sogar noch 
konkreter: Durch den 
Wohnort lässt sich mit 
einer Wahrscheinlich-
keit von 70 Prozent vo-
raussagen, ob ein Kind 
seinen Abschluss ma-
chen wird oder nicht. 

Dramatische Zahlen – vor al-
lem für eine Region wie das 
Ruhrgebiet, in der in Teilen je-
des dritte Kind in Armut lebt. 
Doch was tun? Die größte 
Selektionsschwelle im Schul-
system stellt der Übergang 
von der Grundschule zur wei-
terführenden Schule dar. Im 
Alter von zehn Jahren wird 
über die weitere Laufbahn 
der Schüler*innen entschie-
den. Durch fehlende Durch-
lässigkeit nach oben ist für 
viele mit einer Empfehlung 
für die Hauptschule bereits 

hier festgeschrieben, wie 
die Chancen für das weitere 
(berufliche) Leben aussehen 
– prekäre Beschäftigung, 
Arbeitslosigkeit, Armut. Eine 
Abwärtsspirale. In keinem 
anderen europäischen Land 
werden die Kinder so früh 
getrennt wie in Deutschland. 

Deshalb fordert DIE LINKE 
eine grundlegende Reform 
des Bildungssystems: eine 
Schule für alle! Hier lernen 
Kinder gemeinsam von der 
1. bis zur 10. Klasse. Diese 
Schule bezieht alle Schulfor-
men ein, auch Förderschu-
len und Gymnasien. Auf ihr 
wird jahrgangsübergreifend 
gelehrt und gelernt, der 
Unterricht an den Bedürf-
nissen der Schüler*innen 
orientiert. Das Fächerange-
bot wird deutlich erweitert. 
Stellen für Lehrer*innen, 
Sonderpädagog*innen und 
Schulsozialarbeit werden 
aufgestockt, um kleinere 
Lerngruppen zu ermöglichen. 
Durch Kooperationen mit 
Sportvereinen, Musikschu-
len und Verbänden wird die 
Schule nicht mehr nur zum 
Lernraum, sondern auch zum 
Lebensraum werden. Um den 
Leistungsdruck und die Kon-
kurrenz zu verringern, setzen 

von Jules El-Khatib

Migration gibt es seit An-
beginn der Menschheit. 
Gerade das Ruhrgebiet 
erzählt die Geschichte 
der letzten Migrations-
bewegungen. Aktuell 
dreht sich die Debatte 
vor allem um schärfere 
Regelungen für Geflüch-
tete und Migrant*innen.
Eine linke Migrationspolitik 
will dagegen das Gemeinsa-
me stärken und dafür die bü-
rokratischen Hürden bei der 
Einbürgerung oder auf dem 
Arbeitsmarkt abbauen. Zent-
ral sind die Abschaffung des 
Arbeitsverbots für Geflüchte-
te in den ersten drei Monaten 
und ein Ende der Abschie-
bungen. Erster Schritt ist ein 
Abschiebestopp für alle, die 
arbeiten, in Ausbildung sind 
oder eine Bildungseinrich-
tung besuchen. Initiativen 
von CDU und Arbeitgebern, 
den Mindestlohn für Ge-

flüchtete auszusetzen, sind 
falsche. Stattdessen braucht 
es eine Erhöhung des Min-
destlohns sowie eine Verkür-
zung der Arbeitszeit für alle 
Beschäftigten, um mehr Ar-
beitsplätze zu schaffen.
Zentrales Mittel zur Integrati-
on junger Menschen ist das 
Bildungssystem. Auch dort 
sollte Migration und Multi-
kulturalität als Perspektive 
gesehen werden. Die Mehr-
sprachigkeit von Kindern mit 
Migrationshintergrund soll 
dementsprechend gefördert 
werden. Kinder mit einer na-
türlichen Mehrsprachigkeit 
haben einen Anspruch auf 
eine Förderung, die ihrer per-
sönlichen Situation gerecht 
wird. Um diesen Anspruch 
zu gewährleisten, muss das 
Land mehr Stellen für Lehre-
rinnen und Lehrer schaffen. 
Die Anerkennung ausländi-
scher Bildungsabschlüsse ist 
zu erleichtern.
Dies alles sind entscheiden-
de Schritte für die Integra-
tion von Migrantinnen und 
Migranten. Für eine offene 
Gesellschaft bedarf es al-
lerdings mehr. Als LINKE 
setzen wir auf eine gesell-
schaftliche Bewegung gegen 
Diskriminierung, Rassismus 
und Hass, weswegen rechte 
Straftaten und Hatespeech 
konsequenter verfolgt wer-
den müssen.
Jules El-Khatib (25) stu-
diert Soziologie und ist 
Mitglied im Landesvor-
stand DIE LINKE. NRW. 
Er kandidiert zum Land-
tag auf Listenplatz 28.
Er ist Ihr Kandidat 
im Wahlkreis 67 (In-
nenstadt und Essen-
West von Altendorf bis 
Haarzopf und Margare-
thenhöhe, dazu Brede-
ney/Schuir).

mittleren Einkommen sowie 
die indirekten Steuern müs-
sen sinken. 124 der reichs-
ten 500 Deutschen wohnen 
in NRW. Mit einer radikalen 
Umsteuerungspolitik sind die 
Möglichkeiten vorhanden, in 
öffentliche Daseinsvorsorge 
zu investieren. 
Natürlich ist auch uns be-
wusst, dass der finanzielle 
Spielraum des Landes maß-
geblich von der Gesetzge-
bung des Bundes abhängig 
ist. Deshalb heißt es für uns 
auch politische Verantwor-
tung zu übernehmen, dass 
Nordrhein-Westfalen neben 
konkreten Verbesserungen 
im Land auch sein bundespo-
litisches Gewicht nutzt. Der 
Einflussbereich des Landes 
endet nicht an der Landes-
grenze. Erst recht nicht für 
das bevölkerungsdichteste 
Bundesland NRW.

Ezgi Güyildar (29) stu-
diert Rechtswissen-
schaften, ist Mitglied im 
Rat der Stadt Essen und 
im Landesvorstand DIE 
LINKE. NRW. Sie kandi-
diert auf dem aussichts-
reichen Listenplatz 11 
für den Landtag.
Sie ist Ihre Kandidatin 
im Wahlkreis 66 (der Es-
sener Osten von Huttrop 
bis Leithe, von Katern-
berg bis Byfang).

Übrigens: Wer am Wahlsonn-
tag schon was anderes vor-
hat, kein Problem! Schon ab 
dem 24. April kannst Du wäh-
len. Schnapp Dir den Perso-
nalausweis und gehe einfach 
ins Wahlamt am Kopstadt-
platz 10 (2. Etage, werktags 
8.30-12.30 und 14.00-15.00 
Uhr). 

Oder Du lässt Dir die Un-
terlagen schicken, machst 
Dein Kreuzchen zuhause und 
sendest den Stimmzettel im 

Briefumschlag ab. Das kostet 
nichts, versteht sich. 
Auf dieser Seite kannst Du 
lesen, wofür wir Dich um 
Deine Stimme bitten. Unsere 
vier Kandidierenden, die hier 
schreiben, sind zwischen 
24 und 29 Jahre alt. Vier 
von hier. Ein starkes, junges 
Team für eine frische, linke 
Politik. 

Deine Stimme zählt – 
aber nur dann, wenn Du 
sie nutzt!

Dafür steht DIE LINKE:
•	Für einen Landes-Mindestlohn von 12 Euro

•	Für ein Investitionspaket für mindestens 
500.000 sichere, tarifbezahlte Arbeitsplätze 

•	Für ein Ende des Personal¬mangels in Kitas, 
Schulen, Pflegeheimen, Krankenhäusern und im 
öffentlichen Dienst

•	Für bezahlbaren Wohnraum: 100.000 öffentli-
che Wohnungen jährlich bauen

•	Für ausreichend Kitaplätze

•	Für den Ganztag an Schulen 

•	Für bessere Universitäten ohne Abhängigkeit 
von Drittmitteln und prekäre Arbeitsverhältnisse

•	Für gebührenfreie Bildung

•	Für längeres gemeinsames Lernen und ein 
Ende von G8

•	Für einen schnellen Ausstieg aus der Braun-
kohle

•	Für einen sozial-ökologischen Umbau in NRW

•	Für einen besseren öffentlichen Nahverkehr: 
flächendeckend und ticketfrei

•	Für ein gerechtes Steuersystem: extremen 
Reichtum besteuern, normale und niedrige Ein-
kommen entlasten

•	Für den Stopp von TTIP, CETA und TISA

Soziale Sicherheit und Gerechtigkeit für alle

Radikal umsteuern

Landtagswahl Landtagswahl

wir uns die Abschaffung der 
Ziffernoten ein. Von individu-
ellen Bewertungstexten und 
kontinuierlichem Feedback 
profitieren Schüler*innen 
deutlich mehr als von einer 
Zahl. 

Natürlich kosten unsere For-
derungen Geld. Wir finden es 
jedoch wichtig, in Bildung zu 
investieren, um für eine bes-
sere Gesellschaft von morgen 
zu streiten. Deshalb fordern 
wir ein sofortiges Investiti-
onsprogramm für die Schulen 
in NRW. Für Schüler*innen 
und Eltern muss Bildung 
selbstverständlich kostenfrei 
sein – und zwar von der Kita 
bis zur Hochschule.

Sonja Neuhaus (24) 
studiert Bildungswis-
senschaften und ist 
Sprecherin des Kreis-
verbandes DIE LINKE. 
Essen. Sie kandidiert für 
den Landtag auf Platz 29 
der Landesliste und ist 
Ihre Kandidatin im Wahl-
kreis 68 (Stadtteile: Ber-
gerhausen, Fischlaken, 
Heidhausen, Heisingen, 
Kettwig, Kupferdreh, 
Rellinghausen, Rütten-
scheid, Stadtwald, Über-
ruhr und Werden).

cherheit ist immer auch eine 
Frage der sozialen Sicherheit.
Es braucht einen umfassen-
den Politikansatz, der Ter-
rorismus und Kriminalität 
wirklich angeht. Es gibt keine 
Entschuldigung dafür zum 
Terroristen zu werden. Aber 
nur eine gelingende Präven-
tion kann Taten wirklich ver-
hindern und leistet wirksa-
men Opferschutz. Von allen 
Experten werden die hohe 
Jugenderwerbslosigkeit und 
die Ungleichverteilung des 
Reichtums als wesentliche 
Gründe genannt. Sicherheit 
kann es nur geben, wenn der 
Kriminalität der soziale Nähr-

boden entzogen wird. Eine 
Verbesserung der Lebensbe-
dingungen, vor allem in be-
nachteiligten Stadtteilen, ist 
notwendig. Arbeit muss gut 
entlohnt werden, niemand 
darf neben einer Vollzeitstel-
le auf Sozialleistungen ange-
wiesen sein. In den Stadt-
teilen braucht es Hilfen für 
Jugendliche und Familien, die 
ausreichend finanziert sind. 
Junge Menschen, die auf die 
schiefe Bahn zu geraten dro-
hen, müssen rechtzeitig un-
terstützt werden. Die Politik 
muss Ängste nehmen, statt 
sie aus wahltaktischen Grün-
den zu befeuern.

So genannte „Problemstadt-
teile“ entstehen auch des-
halb, weil die Kommunen zu 
wenig Geld haben, es an gut 
bezahlter Arbeit fehlt und 
kaum investiert wird. DIE 
LINKE setzt darauf, die Men-
schen in solchen Stadtteilen 
als Partnerinnen und Part-
ner zu gewinnen. Diskussio-
nen über „No Go Areas“, die 
einzelne Stadtteile und ihre 
Bewohnerinnen und Bewoh-
ner stigmatisieren, lehen wir 
ab. Partnerschaft baut man 
nicht auf, indem man Men-
schen abwertet, sondern mit 
ihnen gemeinsam für Verbes-
serungen kämpft.

Wahlk(r)ampf
Dicke Backen …

… machen die Sozis 
mit „NRWIR“, dem superdu-
perschlauen Wortspiel. Vor 
lauter „Chulz-Effekt“ fällt da 
nicht weiter auf, dass Super-
dupermartin ein Überbleib-
sel aus Kanzler Schröders 
Agenda-Jahren ist. Sein 
Wahlprogramm für den Bund 
gibt’s erst nach der Land-
tagswahl. Reicht es etwa 
nicht für den Test in NRW? 

Schneller werden …

… will die CDU und 
plakatiert: „Mehr Bewegung 
– weniger Stau“. Klar gibt‘s 
weniger Staus auf den Stra-
ßen, wenn wir uns mehr be-
wegen, zu Fuß versteht 
sich. Das ist gesund! Oder 
will die CDU, was NRW 
schon im Überfluss hat: 
noch mehr Autobahnen?

Aufzählverse …

… dichten derweil die 
Grünen. Denn das soll 
„gute“ Politik: „ohne Wenn 
und Aber … die Menschen 
sachlich informieren“. Inte-
ressen? Ziele? Ach wo! Man 
will nur „positiv, selbstbe-
wusst, klar, mutig“ rüber-
kommen. Dazu meinen wir: 
1. Sozialer, 2. werden! 
Sonst 1. setzen, 2. sechs!

Untätigkeit ist …

… Machtmissbrauch“, 
tönt FDP-Chef Christian 
Lindner und unterschreibt 
irgendwas. Fast wie US-
Präsi Trump seine seltsa-
men Dekrete. Ist das Lind-
ners heimliche Fantasie, 
wie er regiert, wenn Sie ihn 
lassen? Ratsherr und 
Trump-Verehrer Andreas 
„Hellboy“ Hellmann lässt 
grüßen.

Familie ist…

… man auch zu fünft“, 
titelt das Piraten-Facebook, 
und bislang drei Leuten ge-
fällt das. Na klar, sie mei-
nen die „normale“ Patch-
work-Familie. Zu sehen 
aber ist der Hahn im Korb 
mit zwei hübschen Frauen 
und zwei Jungs. Der Vielehe 
der Mormonen gehört die 
Zukunft!

Eine Bauchlandung …
… legte die AfD zum 

Wahlkampfauftakt hin. Die 
Parteiprominenz sprach am 
8. April in Altenessen vor 
nur 300 Anhängern; erwar-
tet hatten sie tausend. Poli-
zei und Presse zählten an-
fangs doppelt so viele. Da 
hatten sie wohl die 
Gegendemonstrant*innen 
mitgezählt.

Schöner links …

… sind nur noch die 
„Sonstigen“. Da wäre die 
einst stolze kommunistische 
Partei DKP, die ihren Partei-
status retten will. Da wären 
die Marxisten-Leninisten von 
der MLPD, die wegen Stalin-
Verherrlichung im Abseits 
stehen. Nur zu. Auch wer aus 
falschen Gründen die fal-
schen Leute wählt, geht we-
nigstens hin!

Konservative Sicherheitspolitik versagt

Sicherheit heißt vor allem: soziale Sicherheit!

Lösung der Bildungsmisere

Eine Schule für alle

Integration statt Diskriminierung

Für eine offene und tolerante Gesellschaft

Die beiden Spitzenkandidaten in NRW: Hans-Cristi-
an Leye und Özlem Demirel

Jasper Prigge 
(28) ist 
Rechtsanwalt 
und Mitglied 
im Landes-
vorstand DIE 
LINKE. NRW. 
Er kandi-
diert für den 
Landtag auf 
dem aus-
sichtsreichen 
Listenplatz 8.
Er ist Ihr 
Kandidat im 
Wahlkreis 65 
(Stadtteile 
Karnap, Al-
tenessen und 
Groß-Borbeck 
sowie in 
Mülheim-
Winkhausen).

Bist Du 18 Jahre alt oder älter und hast einen deut-
schen Pass? Dann nichts wie ab ins Wahllokal! Am 
14. Mai wird der Landtag unseres Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen neu gewählt. Du bestimmst 
– gemeinsam mit 13,2 Millionen anderen –, wer in 
Zukunft in NRW den Hut aufhat.  


